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Kommunalpolitik im Landtagswahlkampf
Kurze Analyse zur Landtagswahl in Sachsen-Anhalt

Autor SKG Sachsen Anhalt

Am 06. Juni 2021 hat Sachsen- Anhalt 
einen neuen Landtag gewählt. 
Stärkste Kraft wurde dabei die CDU 
mit 37,1 Prozent der Zweitstimmen 
und 40 von 41 Direktmandaten. Den 
meisten Zulauf erhielten sie dabei 
mit rund 37.000 Stimmen aus dem 
Nichtwählerlager, doch auch Wäh-
ler aller anderen Parteien liefen 
zur CDU über. Angenommen wird 
nun, dass eine INSA-Umfrage vom 
26.  Mai  2021 daran nicht ganz un-
schuldig ist. Sie zeigte die AfD knapp 
als stärkste Kraft vor der Union, 
woraufhin Ministerpräsident Reiner 
Haseloff offen sagte, wer dies ver-
hindern wolle, müsse CDU wählen. 
Vermutlich ist auch so zu erklären, 
dass gut 15.000 Wähler der SPD zur 
Union überliefen. 

Die Sozialdemokraten holten nur 
8,4 Prozent der Stimmen und lan-
deten somit noch 2,2 Prozent unter 
dem bisherigen Tiefstwert von 2016. 
Doch auch ohne die Abwanderung 
zur CDU wäre man in Sachsen-Anhalt 
nur auf 9,8 Prozent gekommen und 
hätte sich somit verschlechtert. Den 
zweithöchsten Verlust erlitten die 
Genossen durch den Generationen-
wechsel, so ist die SPD nur noch bei 
den über 60-Jährigen zweistellig und 
hat besonders bei jungen Menschen 
herbe Verluste hinnehmen müssen. 
Gleichzeitig ist die Bevölkerung in 
Sachsen-Anhalt in den letzten drei 
Jahrzehnten um 1/3 gesunken und 

36 Prozent der Menschen sind 60 
Jahre und älter. Die drei besten Erst-
stimmenergebnisse holten Armin 
Willingmann (WK Wernigerode), 
Rüdiger Erben (WK Weißenfels) und 
Florian Fahrtmann (WK Blanken-
burg). Tendenziell sind die Ergebnis-
se der SPD im Nordwesten besser 
als im Südosten, Erbens Wahlkreis 
bildet hier die einzige Ausnahme. 
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Spitzenkandidatin und Fraktionsvorsitzende 
Katja Pähle Foto: Sarah Lorenz

Außerdem ist zu erkennen, dass ne-
ben landespolitischer Präsenz auch 
kommunalpolitisches Engagement 
zu besseren Ergebnissen führt. Das 
bewies nicht nur Fahrtmann, son-
dern beispielsweise auch Juliane 
Kleemann (WK Stendal), Wolfgang 
Zahn (WK Oschersleben-Wanzleben) 
und Oliver Stegert (WK Gardelegen-
Klötze). Sie alle sind in Stadtrat oder 

Kreistag aktiv, einige sogar in beiden. 
„Auch bei der Landtagswahl bleiben 
kommunalpolitische Themen nicht 
außen vor“, meint Fahrtmann. Seiner 
Meinung nach ist es den Menschen 
wichtig Ansprechpartner vor Ort zu 
haben, die sich auch um die kleinen 
Alltagsprobleme kümmern. „Sicher-
lich hilft es, dass frau in der Kom-
munalpolitik engagiert ist. Zumal es 
bei uns sehr darum geht, dass Men-
schen uns kennen“, ergänzt Juliane 
Kleemann. Auf die Bekanntheit vor 
Ort setzte auch die CDU mit einer 
knallharten Erststimmenkampagne, 
die im Ergebnis zu 40 (vorher 27) von 
41 Direktmandaten führte. Welche 
Rückschlüsse aus der jetzigen Wahl 
zu ziehen sind, wollen die Sozialde-
mokraten in den nächsten Wochen 
beraten. Spitzenkandidatin Katja 
Pähle wurde von der neuen Fraktion 
einstimmig zur Fraktionsvorsitzenden 
gewählt und damit im Amt bestätigt. 
Parlamentarischer Geschäftsführer 
ist erneut Rüdiger Erben.

Gesundheit als Ware 
Die Geschichte des Kinderkliniksterbens

Autorin Katharina Zacharias

Das Kind schreit aus Leibeskräften. 
Es ist mitten in der Nacht. Die kleine 
Stirn glüht, doch das letzte Zäpfchen 
gegen Fieber ist gerade mal drei 
Stunden her. Es bekommt vor lauter 
Husten kaum noch Luft. Man hält 
das weinende Kind in den Armen 
und wünscht sich sehnlichst Hilfe.

Das ist eine Situation, die wahrschein-
lich alle Eltern kennen. Die Gedanken 
werden dominiert von Verzweiflung, 
Unsicherheit und Hilflosigkeit. Jetzt 
ist ärztlicher Rat gefragt. Doch in vie-

len Fällen stehen Eltern dabei mitt-
lerweile vor dem nächsten Problem: 
Während neun von zehn Menschen 
in den Städten ein Krankenhaus bin-
nen maximal 15 Minuten erreichen 
können, trifft das gerade in ländli-
chen Regionen auf nicht mal zwei 
Drittel zu. Eine besondere Schwie-
rigkeit stellt hierbei die wohnortnahe 
medizinische Versorgung von Kin-
dern dar. Durch die Fehlanreize des 
Systems der Fallpauschalen (DRGs) 
und die immer stärker fortschrei-
tende Privatisierung von ehemals 

kommunalen Krankenhäusern ist in 
den letzten 30 Jahren mehr als jede 
fünfte Kinderklinik geschlossen wor-
den und knapp die Hälfte der Bet-
ten, die es noch 1991 in Deutschland 
gab, wurden inzwischen abgebaut. 
Verschärft wird die Lage, weil sich 
Krankenhäuser ohne pädiatrische 
Abteilung häufig weigern, Kinder zu 
versorgen. Jedes Jahr werden mehre-
re solcher Fälle bekannt. Eltern haben 
dadurch häufig nicht nur die statisti-
sche Viertelstunde bis zur nächsten 
Klinik, sondern nicht selten sogar 

Florian Fahrtmann, Fraktionsvorsitzender  
im Stadtrat Ilsenburg, holte das beste 
Erststimmenergebnis eines ehrenamtlichen 
Kommunalpolitikers. Foto: Susi Knoll



LANDES-SGK EXTRA  05/06 | 2021VIII  SGK Sachsen-Anhalt

In den letzten 30 Jahren wurde mehr als jede fünfte Kinderklinik geschlossen und knapp die Hälfte der Betten abgebaut. Foto: Pixabay.com

bis zu 45 Minuten. Doch das bringt 
Eltern auch dazu, abzuwägen, ob 
sie eine solche Fahrt ihrem kranken 
Kind mitten in der Nacht überhaupt 
zumuten können, vorausgesetzt sie 
verfügen überhaupt über ein eigenes 
Auto.

Was eine solche Abwägung für dra-
matische Folgen haben kann, zeigte 
erst dieses Jahr der Fall der kleinen 
Wilma aus Parchim. Ihre Eltern ent-
schieden sich dagegen, mit ihrer 
kranken Tochter fast eine Stunde 
und über 50 Kilometer über Land bis 
nach Schwerin zu fahren. Unlängst 
vorher wurde die Kinderklinik in 
Parchim vom privaten Klinikkonzern 
Asklepios geschlossen. Doch Wilma 
hatte kein harmloses Fieber. Sie litt 
unter einer Blutvergiftung und einer 
gefährlichen Hirnhautentzündung. 
Die Kleine hat den Kampf gegen die 
Krankheit gewonnen, doch Spätfol-
gen sind nicht ausgeschlossen.

Dieser Fall steht symbolisch für etli-
che weitere. Auch der Kinder- und 
Jugendärzteverband beklagt ein 
Kinderkliniksterben. Sie sehen die 
stationäre medizinische Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen akut 
gefährdet. Als Gründe für den drasti-
schen Rückgang der Kinderstationen 
sehen sie sowohl die Privatisierung 
des Gesundheitssystems als auch die 
Einführung der DRGs. Fakt ist, dass 
die Zahl der privaten Krankenhäuser 
in den letzten Jahren um 102 Prozent 
gestiegen ist, während sich öffentli-
chen Kliniken halbiert haben. Auch 
das System der Fallpauschalen steht 

schon seit Jahren in der Kritik. Deren 
Brisanz in den Kinderkliniken liegt 
darin, dass die Versorgung von Kin-
dern deutlich vielschichtiger ist. Des-
halb gibt es für Kinderabteilungen bis 
zu 500 verschiedene Fallpauschalen, 
während es bei der medizinischen 
Versorgung von Erwachsenen durch-
schnittlich nur 200 sind. Hier begin-
nen die Schwierigkeiten also schon 
bei der Einordnung der einzelnen 
 Fälle. Außerdem sind die Personal-
kosten in der Kindermedizin circa 
eineinhalbmal so hoch wie bei Abtei-
lungen für Erwachsene.

Wie das Beispiel der kleinen Wilma 
zeigt, ist medizinische Versorgung 
von Kindern häufig Notfallmedizin. 
Diese akut auftretenden Fälle sind 
kaum vorhersehbar. Zwar gibt es 
jahreszeitliche Häufungen, doch kön-
nen die Fallzahlen der einzelnen Ta-
ge selbst in diesen Hochzeiten stark 
schwanken. Die Vorhaltekosten sind 
aus diesem Grund fast doppelt so 
hoch wie bei erwachsenen Patienten 
und werden vom bisherigen Vergü-
tungssystem nicht berücksichtigt. So 
regte unter anderem die Techniker 
Krankenkasse jüngst eine Änderung 
der Krankenhausfinanzierung an. 
Ihr Vorschlag sieht eine Mischung 
aus Finanzierung der Vorhaltekos-
ten, DRGs und qualitätsorientierten 
 Zuschlägen vor.

Fachleute warnen schon länger da-
vor, dass der massive Rückgang von 
Kinderkliniken gerade die beson-
ders schutzbedürftigen, kleinsten 
Patient*innen beim Zugang zu Ge-

sundheitsleistungen diskriminiert. So 
werden nicht nur Anfahrtswege und 
Wartezeiten immer länger, sondern 
die Reduzierung der Betten auf die 
Hälfte bei gleichzeitig steigenden 
Fallzahlen in der Kindermedizin sorgt 
auch dafür, dass eine stationäre Ver-
sorgung von Kindern unter Umstän-
den hinausgezögert oder gar ganz 
abgelehnt werden muss, weil die 
Bettenkapazitäten nicht vorhanden 
sind. Jedoch stellen der Transport 
in einer andere, weiter entfernte 
Klinik oder gar eine stattdessen vor-
genommene ambulante Versorgung 
auch immer ein Risiko für die kleinen 
Patient*innen dar, die ihre Sympto-
me, im Gegensatz zu Erwachsenen, 
meist noch nicht klar definieren und 
beschreiben können.

Aus all diesen Gründen fordern nicht 
nur pädiatrische Fachverbände, son-
dern auch der Deutsche Ethikrat seit 
einiger Zeit einen Sicherstellungszu-
schlag für Kinderkliniken sowie eine 
Entkopplung der Kinder- und Ju-
gendmedizin vom System der DRGs. 
Die diagnosebezogenen Fallgruppen 
wurden 2002 in Deutschland ein-
geführt und sind Grundlage eines 
leistungsorientierten Vergütungssys-
tems, das auf pauschalisierten Prei-
sen für jede Fallgruppe beruht. Lange 
blieben die Forderungen der Fachver-
bände von der Politik unberücksich-
tigt. Doch im Sommer 2020 nahm 
sich Mecklenburg-Vorpommerns Mi-
nisterpräsidentin Manuela Schwesig 
(SPD) diesem Thema an. Anlass hier-
für war die Schließung der Parchimer 
Kinderklinik. Denn nicht nur, dass 

den politischen Akteuren die Hände 
gebunden waren; wie sich später he-
rausstellte, wurde auch der vom pri-
vaten Klinikbetreiber Asklepios vor-
geschobene Fachkräftemangel durch 
Kündigungen selbst herbeigeführt.

Neben der Kinder- und Jugendmedi-
zin soll nach Ansicht Schwesigs auch 
die Kinderchirurgie aus den DRGs aus-
gegliedert werden. Sachsen-Anhalt 
schloss sich als erstes Bundesland 
der Bundesratsinitiative von Meck-
lenburg-Vorpommern an. In einem 
gemeinsamen Video forderten Saskia 
Esken und Katja Pähle 390 Millionen 
Euro aus dem Block der Krankenhaus-
finanzierung vom Konjunkturpakt des 
Bundes speziell für die Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen auf-
zuwenden. Außerdem stehen die Re-
form der Fallpauschalen und eine zu-
verlässige Finanzierung für innovative 
Strukturen der ambulanten und sta-
tionären Versorgung genauso im Fo-
kus der beiden Politikerinnen wie ei-
ne bessere Ausbildung im Bereich der 
Kindermedizin und Kinderpsy chiatrie, 
verbunden mit einer stärkeren Be-
werbung des Studiengangs, um den 
Fachkräftemangel in der Kinder- und 
Jugendmedizin noch abfangen zu 
können. Außerdem fordert Pähle eine 
höhere Sockelfinanzierung, um insbe-
sondere Krankenhäuser im ländlichen 
Raum zu stärken und die Grundver-
sorgung so sicherzustellen. Auch das 
Zukunftsprogramm der SPD trägt 
dieser Entwicklung Rechnung. So soll 
die Kindermedizin nicht nur aus den 
DRGs rausgelöst werden, sondern es 
sollen auch 13 Prozent mehr Mittel 
für Kinderkliniken bereitgestellt wer-
den und besondere Anreize für die 
Ausbildung von Kinderärzt*innen und 
Kinderpsychiater*innen geschaffen 
werden.

Für die kleine Wilma und ihre Familie 
kommt dies jedoch zu spät. Sie ha-
ben sich dazu entschlossen,  Parchim 
zu verlassen und in eine größere 
Stadt mit besserer medizinischer 
Versorgung für Kinder zu ziehen. Sie 
werden nicht die einzige Familie aus 
einem strukturschwachen ländlichen 
Gebiet sein, die eine solche Ent-
scheidung getroffen hat. Und dabei 
braucht es gerade in diesen Regio-
nen so dringend den Zuzug junger 
Familien.
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